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1. PLANAUFSTELLUNG 

Auf Grund der §§ 1 Abs. 3 und 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB), des § 58 des Nie-

dersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) sowie des § 84 der Niedersäch-

sischen Bauordnung (NBauO) hat der Rat der Gemeinde Kalbe in seiner Sitzung am 

……………… die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 7 „Im Lohfeld II“ mit örtlicher Bau-

vorschrift über Gestaltung beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 

BauGB am ……………… / in der Zeit vom ……………… bis einschließlich ……..………  

ortsüblich bekannt gemacht. 

Die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes soll im beschleunigten Verfahren als Be-

bauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB erfolgen. Diese seit der Novellie-

rung des Baugesetzbuches ab dem 01.01.2007 gegebenen Möglichkeit ist für Planungsfälle 

entwickelt worden, die der Wiedernutzbarmachung von Flächen, einer Nachverdichtung oder 

anderen Maßnahmen der Innenentwicklung dienen und somit zu einer innerörtlichen Sied-

lungsentwicklung und Vermeidung der Inanspruchnahme von Flächen außerhalb des Sied-

lungszusammenhanges beitragen. Dieses Verfahren ermöglicht eine erhebliche Vereinfa-

chung und Beschleunigung des Bauleitplanverfahrens. Dies beinhaltet, dass entsprechend 

den gesetzlichen Bestimmungen des Baugesetzbuches auf die frühzeitige Beteiligung der 

Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie die frühzeitige Beteiligung der Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB verzichtet werden kann.  

Der Gesetzgeber hat die Aufstellung von Bebauungsplänen im Verfahren gemäß § 13a 

BauGB an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Die Größe der im Bebauungsplan festgesetzten Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) muss weniger als 20.000 m² betragen. Dabei sind 

die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumli-

chen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen. 

Die im vorliegenden Bebauungsplan Nr. 7 „Im Lohfeld II“ festgesetzte Grundfläche be-

trägt 3.783,6 m² (9.459 m² Fläche der Allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2 x 0,4) 

und unterschreitet somit die genannte gesetzliche Schwelle von 20.000 m² deutlich.  

Auch befinden sich im Umfeld der vorliegenden Bauleitplanung aktuell keine weiteren 

Bebauungspläne in der Aufstellung, die mit anzurechnen wären. 

2. Durch die Planung dürfen keine Vorhaben begründet werden, die einer Pflicht zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß den Bestimmungen des Ge-

setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) oder Landesrecht unterliegen.  

Mit der vorliegenden Bauleitplanung ist kein Vorhaben geplant, welches nach bundes-

rechtlichen oder landesrechtlichen Vorgaben der Pflicht einer Umweltverträglichkeitsprü-

fung unterliegt. 

Aufgrund des städtebaulichen Planungsziels mit dem vorliegenden Bebauungsplan die 

Entwicklung von Allgemeinen Wohngebieten planerisch vorzubereiten, um den Sied-

lungsbereich der Gemeinde Kalbe nachverdichten zu können, ist zudem kein Vorhaben 

geplant, welches einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls im Hinblick auf die Erfor-

derlichkeit der Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt (§ 5 Abs. 1 

i. V. m. Anlage 1 Nds. Gesetz über die Umweltverträglichkeit).  

3. Es dürfen keine Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchsta-

be b BauGB genannten Schutzgüter vorliegen. Es handelt sich dabei um die Erhal-

tungsziele und Schutzzwecke von EU-Vogelschutzgebieten und Flora-Fauna-Habitat 

Gebieten (FFH-Gebiete).  

Weder im Plangebiet, noch in seinem Umfeld befinden sich EU-Vogelschutzgebiete 

oder FFH-Gebiete.  

4. Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte dafür be-

stehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswir-
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kungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutz-

gesetzes zu beachten sind. Dementsprechend sind Flächen einander so zuzuordnen, 

dass bei schwereren Unfällen (z. B. eine Emission, ein Brand oder eine Explosion grö-

ßeren Ausmaßes, die zu einer ernsten Gefahr für die menschliche Gesundheit oder die 

Umwelt führen), Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen 

dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete, insbesondere öffentlich 

genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem Gesichtspunkt 

des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete und öf-

fentlich genutzte Gebäude, so weit wie möglich vermieden werden. 

Mit der vorliegenden Änderung des Bebauungsplanes ist, wie unter Punkt 2 bereits aus-

geführt, die Entwicklung von Allgemeinen Wohngebieten vorgesehen. Schwere Unfälle 

im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU sind damit nicht zu erwar-

ten. 

Somit sind sämtliche planungsrechtlichen Voraussetzungen erfüllt und bei der Aufstellung 

des vorliegenden Bebauungsplanes kann das beschleunigte Verfahren gemäß § 13a BauGB 

zur Anwendung kommen. Im vorliegenden Fall wird zudem von einer Umweltprüfung gemäß 

§ 2 Abs. 4 BauGB und von einem Umweltbericht gemäß § 2a BauGB abgesehen. 

2. PLANUNTERLAGE 

Die Planzeichnung für den vorliegende Bebauungsplan Nr. 7 „Im Lohfeld II“ ist unter Verwen-

dung einer vom Katasteramt Bremervörde, Regionaldirektion Otterndorf, zur Verfügung ge-

stellten Katastergrundlage im Maßstab 1 : 1.000 erstellt worden.  

3. GELTUNGSBEREICH 

Das vorliegende Plangebiet liegt inmitten des Siedlungsbereiches der Gemeinde Kalbe, 

Samtgemeinde Sittensen. Der Geltungsbereich befindet sich westlich der Dorfstraße / Bahn-

hofstraße (K 149) sowie südlich der Lindenstraße und umfasst eine Fläche von rund 1,1 ha. 

  
Abb. 1: Ausschnitt aus den Umweltkarten Niedersachsen (nicht maßstabsgetreu), vorliegendes Plangebiet 

gestrichelt umrandet 
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4. STAND DER RÄUMLICHEN PLANUNG 

4.1 Vorgaben der Raumordnung und Landesplanung 

Gemäß § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung 

anzupassen. Die Ziele der Raumordnung sind im Landes-Raumordnungsprogramm Nieder-

sachsen (LROP) formuliert und werden im Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) 

konkretisiert. Gemäß § 4 Abs. 1 ROG sind zudem die Grundsätze und sonstige Erfordernis-

se der Raumordnung in Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen. Im 

Nachfolgenden werden daher die Ziele der Raumordnung und Landesplanung für die Ge-

meinde Kalbe und das Plangebiet, die dem rechtswirksamen Landesraumordnungspro-

gramm Niedersachsen aus dem Jahr 2022 sowie dem Regionalen Raumordnungsprogramm 

2020 (RROP) für den Landkreis Rotenburg (Wümme) zu entnehmen sind, wiedergegeben.  

Mit Inkrafttreten des länderübergreifenden (Bundes-)Raumordnungsplans für den Hochwas-

serschutz ist auch dieser zu beachten bzw. die diesbezügliche Verordnung über die Raum-

ordnung im Bund für einen länderübergreifenden Hochwasserschutz (BRPHV vom 19. 

August 2021 (BGBl. I S. 3712)), in welcher Ziele und Grundsätze der Raumordnung für den 

länderübergreifenden Hochwasserschutz im Bundesgebiet festgelegt werden.  

Von besonderer Bedeutung für die vorliegende Planung sind folgende dort festgelegte (ver-

bindliche) Ziele: 

I.1.1  „Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der Sied-

lungsentwicklung sind die Risiken von Hochwassern nach Maßgabe der bei 

öffentlichen Stellen verfügbaren Daten zu prüfen; dies betrifft neben der 

Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Hochwasserereignisses und seinem 

räumlichen und zeitlichen Ausmaß auch die Wassertiefe und die Fließge-

schwindigkeit. Ferner sind die unterschiedlichen Empfindlichkeiten und 

Schutzwürdigkeiten der einzelnen Raumnutzungen und Raumfunktionen in 

die Prüfung von Hochwasserrisiken einzubeziehen.“ 

  Das nächstgelegene Überschwemmungsgebiet (ÜSG) liegt etwa 620 m südöstlich 

im Bereich des dort verlaufenden Kalber Bachs. Ebenfalls vom Kalber Bach ausge-

hend ist in den einschlägigen Fachkarten eine über das ÜSG hinaus reichende Flä-

che dargestellt, der ein signifikantes Hochwasserrisiko zugeschrieben wird. Diese 

reicht bis auf eine Entfernung von ca. 520 m an das Plangebiet heran. Der räumli-

che Abstand zu den o. g. Gebieten sowie die Tatsache, dass das Plangebiet mit 

35 m ü NHN etwa 4 m höher liegt als das „Risikogebiet“ lassen deutlich erkennen, 

dass ein Hochwasserrisiko praktisch auszuschließen ist.  

I.2.1  „Die Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasserereignisse 

durch oberirdische Gewässer, durch Starkregen oder durch in Küstengebiete 

eindringendes Meerwasser sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maß-

nahmen einschließlich der Siedlungsentwicklung nach Maßgabe der bei öf-

fentlichen Stellen verfügbaren Daten vorausschauend zu prüfen.“ 

  Neben dem vorstehend angesprochenen Kalber Bach (und der Oste, in welche 

dieser mündet) sind keine weiteren hochwasserrelevanten oberirdischen Gewässer 

im Umfeld vorhanden.  

Aufgrund der wenig ausgeprägten Geländetopographie wäre auch im Falle extre-

mer Niederschläge, welche durch Versickerung oder geordnetes Ableiten nicht 

mehr gehandhabt werden könnten, weder mit einem erheblichen Zustrom von 

„Oberliegergrundstücken“ zu rechnen, noch wäre eine Überflutung von „Unterlie-

gergrundstücken“ mit Niederschlagswasser aus dem Plangebiet zu befürchten.  

Das Plangebiet weist im Übrigen eine Höhenlage (von mind. 35 m ü NHN) auf, wel-

che deutlich außerhalb des Einflussbereiches von eindringendem Meerwasser liegt.  
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Die vorliegende Planung steht insofern im Einklang mit den Zielen der Raumordnung hin-

sichtlich Hochwasserschutz. 

Landes-Raumordnungsprogramm 

Das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP) enthält folgende raumordne-

rische Zielvorgaben, die für die vorliegende Planung relevant sind. 

Im zeichnerischen Teil des Landesraumordnungsprogrammes werden für das Plangebiet 

selbst keine Aussagen getroffen. Westlich des Änderungsbereiches, in etwa 1,5 km Entfer-

nung, wird ein Teil des Thörenwaldes als Biotopverbund dargestellt.  

Das Landesraumordnungsprogramm enthält im Textteil folgende für die Planung relevante 

Vorgaben. Die Ziele der Landesraumordnung sind im kommenden fett dargestellt, die 

Grundsätze im normalen Schriftbild.  

1.1  Entwicklung der räumlichen Strukturen des Landes  

1.1 07 „Die ländlichen Regionen sollen sowohl mit ihren gewerblich-industriellen Struk-

turen als auch als Lebens-, Wirtschafts- und Naturräume mit eigenem Profil er-

halten und so weiterentwickelt werden […].“ 

2.1   Entwicklung der Siedlungsstruktur 

2.1 02  „Es sollen Siedlungsstrukturen gesichert und entwickelt werden, in denen die 

Ausstattung mit und die Erreichbarkeit von Einrichtungen der Daseinsvorsorge 

für alle Bevölkerungsgruppen gewährleistet werden; sie sollen in das öffentliche 

Personennahverkehrsnetz eingebunden werden.“ 

2.1 04 „Die Festlegung von Gebieten für Wohn- und Arbeitsstätten soll flächensparend 

an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter Berücksichtigung des demo-

grafischen Wandels sowie der Infrastrukturfolgekosten ausgerichtet werden.“ 

2.2 Entwicklung der Daseinsvorsorge und Zentralen Orte 

2.2 01 „Zur Herstellung dauerhaft gleichwertiger Lebensverhältnisse sollen die Angebo-

te der Daseinsvorsorge und die Versorgungsstrukturen in allen Teilräumen in 

ausreichendem Umfang und in ausreichender Qualität gesichert und entwickelt 

werden. Die Angebote sollen unter Berücksichtigung der besonderen Anforde-

rungen von jungen Familien und der Mobilität der unterschiedlichen Bevölke-

rungsgruppen sowie der sich abzeichnenden Veränderungen in der Bevölke-

rungsentwicklung, der Alters- und der Haushaltsstruktur bedarfsgerecht in allen 

Teilräumen gesichert und entwickelt werden. Sie sollen auch im Hinblick auf ei-

ne nachhaltige Entwicklung einander räumlich zweckmäßig zugeordnet werden 

und den spezifischen Mobilitäts- und Sicherheitsbedürfnissen der Bevölkerung 

Rechnung tragen. Öffentliche Einrichtungen und Angebote der Daseinsvorsorge 

für Kinder und Jugendliche sollen möglichst ortsnah in zumutbarer Entfernung 

vorgehalten werden.“ 

Im Zuge der vorliegenden Planung soll eine derzeit landwirtschaftlich genutzte Fläche pla-

nungsrechtlich für eine Wohnbebauung vorbereitet werden. Der Geltungsbereich ist bereits 

von allen Seiten durch die vorhandene Bebauung umgeben. Im Norden, Süden sowie im 

Westen ist bereits eine Wohnbebauung vorhanden. Im Osten schließen ehemalige landwirt-

schaftliche Hofstellen an, die heute jedoch ausschließlich einer Wohnnutzung zur Verfügung 

stehen. Das Plangebiet schließt eine Baulücke innerhalb der bereits vorhandenen Siedlungs-

struktur der Gemeinde Kalbe. Somit besitzt das Plangebiet eine deutliche siedlungsstruktu-

relle Überprägung. Durch die vorliegende Planung findet eine Nachverdichtung der vorhan-

denen Siedlungsstrukturen der Gemeinde statt. So kann der bestehenden Nachfrage nach 

Baugrundstücken in Kalbe durch die vorliegende planungsrechtliche Vorbereitung nachge-

kommen werden. 

Die nächsten Bushaltestellen befinden sich in der Lindenstraße (ca. 300 m nordwestlich) so-

wie in der Dorfstraße in ca. 300 m Entfernung, östlich des Plangebietes. Eine Einbindung in 
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den öffentlichen Personennahverkehr, wenn auch in erster Linie in den Schulverkehr, ist so-

mit gewährleistet.   

Wichtige Infrastruktureinrichtungen, wie Nahversorger, Schulen, Kindertagesstätten und Ärz-

te sind im Hauptort der Samtgemeinde Sittensen vorhanden, welcher sich in etwa 2,0 km 

östlich der Gemeinde Kalbe bzw. des Plangebietes befindet. Diese Infrastruktureinrichtungen 

können durch den PKW oder das Fahrrad erreicht werden.  

In Anbetracht der vorliegenden Planung kann die ländliche Gemeinde Kalbe weiterentwickelt 

und somit ihre Position als attraktiver Lebensraum gestärkt werden.  

Angesicht der vorangegangenen Ausführungen kann die Planung als mit den Grundsätzen 

und Zielen der Landesplanung vereinbar angesehen werden.  

Regionales Raumordnungsprogramm 

Die zeichnerische Darstellung des RROP 2020 des Landkreises Rotenburg (Wümme), wel-

ches am 28.05.2020 veröffentlicht wurde, lässt erkennen, dass für das Plangebiet keine ge-

sonderte Darstellung erfolgt. Die Flächen im nördlichen Anschluss des Siedlungsbereiches 

der Gemeinde sind als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft aufgrund hohen natürlichen Er-

tragspotenziales dargestellt. Der in 2,5 km befindliche Hauptort der Samtgemeinde Sittensen 

ist als Grundzentrum im RROP dargestellt.  

Die Ziele der Raumordnung sind im kommenden fett dargestellt, die Grundsätze im norma-

len Schriftbild. 

 
Abb. 2: Ausschnitt aus dem RROP (2020) des Landkreises Rotenburg (Wümme) (Lage des Plangebietes 

durch roten Pfeil gekennzeichnet)  

Das Regionale Raumordnungsprogramm 2020 enthält im Textteil folgende für die Planung 

relevante raumordnerische Vorgaben: 

2.1  Entwicklung der Siedlungsstruktur  

2.1 01 „Es soll eine vielfältige, regionaltypische und ökologisch angepasste Siedlungs-

entwicklung erhalten und im Sinne der Nachhaltigkeit entwickelt werden. Die his-

torischen Siedlungsformen der sog. Findorff-Siedlungen in der Gemeinde Gnar-
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renburg und der Stadt Bremervörde sollen erhalten und als Ausdruck regionaler 

Identität bewahrt und gefördert werden. 

Vor dem Hintergrund des demographischen Wandels ist die bauliche und 

wirtschaftliche Entwicklung vorrangig auf Grundlage des zentralörtlichen 

Systems zu vollziehen. Besondere Bedeutung haben dabei die Einzugsbe-

reiche der Haltepunkte des öffentlichen Personennahverkehrs. 
Als Planungsinstrumente sollen neben der Bauleitplanung u.a. Städtebauförde-
rungsprogramme, ländliche Entwicklungskonzepte, Dorfentwicklungs- und Flur-
bereinigungsverfahren dienen.“ 

2.1 04 „Um eine Zersiedlung der Landschaft und deren umweltbelastende Folgen 

zu vermeiden, ist in den übrigen Orten die Siedlungsentwicklung auf eine 

örtliche Eigenentwicklung zu begrenzen. Es ist ein angemessenes Ver-

hältnis zwischen Neuausweisungen und bestehenden Siedlungsbereichen 

anzustreben.“ 

In der Begründung des RROP des Landkreises Rotenburg (Wümme) von 2020 werden fol-

gende Erläuterungen und Handreichungen zur Thematik der Eigenentwicklung gegeben: 

„Die Siedlungsentwicklung in den Gemeinden bzw. Mitgliedsgemeinden und Ortsteilen der 

Samtgemeinden und Einheitsgemeinden ohne zentralörtliche Funktion muss auf eine ange-

messene ‚Eigenentwicklung‘ begrenzt bleiben. Die örtliche Eigenentwicklung lässt die Be-

rücksichtigung der Bedürfnisse der ansässigen Bevölkerung, der Erfordernisse der örtlichen 

Gewerbebetriebe sowie der Land- und Forstwirtschaft zu. Durch den Zuwachs an Einwoh-

nern und die dadurch resultierende Siedlungsentwicklung soll mit Hilfe der Eigenentwicklung 

das typische Erscheinungsbild der Orte bewahrt und die Eigenart der Dörfer erhalten werden. 

Der Umfang der Baulandausweisung soll sich an dem Bedarf der ortsansässigen Bevölke-

rung orientieren. 

Der Bedarf ist aus dem jeweiligen Ort nachzuweisen und im Rahmen der Bauleitplanung mit 

der Regionalplanung abzustimmen. Die Eigenentwicklung ist dabei wie folgt zu bestimmen: 

Es sind zunächst die Bevölkerungs- und Wohnraumentwicklungen der vergangenen zehn 

Jahre (Bezugspunkt: Planungsabsichten für Bauleitplanerstellung/-änderung) für den betref-

fenden Ort zu ermitteln und darzustellen. Ausgehend von aktuellen Bevölkerungsprognosen 

und den Auswirkungen des demographischen Wandels sind entsprechend die baulichen 

Entwicklungen in dem betreffenden Ort zu bestimmen. 

Grundstückszuschnitte und die Erschließungsmöglichkeiten sind im Einzelfall zu betrachten 

und zu prüfen. Im Rahmen der Eigenentwicklung können darüber hinaus für ortsansässige 

Betriebe Erweiterungsflächen bereitgestellt werden. Von der Festlegung quantifizierter 

Richtwerte wird im RROP abgesehen“ (RROP 2020 zu Kap. 2.1 04). 

Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung wird eine weitere Wohnbebauung in der Ge-

meinde Kalbe planungsrechtlich vorbreitet. 

Das Plangebiet stellt sich als Baulücke dar. Der Geltungsbereich ist in Gänze von Wohnbe-

bauung umgeben, denn auch die östlich befindlichen, ehemaligen landwirtschaftlichen Hof-

stellen unterliegen mittlerweile in Gänze einer wohnbaulichen Nutzung. Durch diese integrier-

te Lage des Plangebietes, findet eine angepasste und moderate Weiterentwicklung der vor-

handenen Siedlungsstrukturen statt. Durch die planungsrechtliche Vorbereitung einer Wohn-

bebauung im Plangebiet, kann der bestehenden Nachfrage nach attraktivem Bauland in der 

Gemeinde Kalbe nachgekommen werden. 

Die nächsten Bushaltestellen befinden sich in der Linden- sowie in der Dorfstraße, in einer 

Entfernung von jeweils ca. 300 m zum Plangebiet. Dadurch wird eine sehr gute Einbindung in 

den öffentlichen Personennahverkehr gewährleistet und insbesondere die Anbindung des 

Plangebietes an die Bildungsinfrastrukturen für die Kinder und Jugendlichen im Hauptort der 

Samtgemeinde Sittensen sichergestellt.  
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Da in der Gemeinde Kalbe laut den Maßgaben des RROP 2020 eine Siedlungsentwicklung 

nur im Rahmen der Eigenentwicklung erfolgen darf, wird sich mit den Kriterien der Eigenent-

wicklung nachfolgend auseinandergesetzt.  

1. Eigenentwicklung bezogen auf die Zahl der Wohneinheiten 

Ausgehend von einer durchschnittlichen Haushaltsgröße in Niedersachsen von 2,03 Bewoh-

nern und der Annahme, dass je Haushalt eine Wohneinheit genutzt wird, sowie eines An-

stiegs der Anzahl der Wohneinheiten um 10 bis 15 % in einem Zeitraum von 10 Jahren, 

ergibt sich für die Gemeinde Kalbe für die kommenden 10 Jahre ein Bedarf von 30 bis 45 

Wohneinheiten (Gegenwärtig ca. 299 Wohneinheiten in der gesamten Gemeinde). 

Im Rahmen der vorliegenden Planung können ca. 10 Baugrundstücke realisiert werden. 

Der vorliegende Bebauungsplan Nr. 7 lässt die Errichtung von 2 Wohneinheiten (WE) pro 

Einzelhaus im WA 1 (in diesem lassen sich nachweislich der vorbereitenden Parzellierungs-

pläne 9 Grundstücke realisieren) und die Errichtung von 4 Wohneinheiten im WA 2 (in die-

sem kann ein Grundstück realisiert werden) planungsrechtlich zu.  

Die Umsetzungspraxis in der Gemeinde Kalbe zeigt, dass die Möglichkeit zur Anlage von 2 

Wohneinheiten bzw. die Unterbringung einer Einliegerwohnung kaum genutzt wird. Dennoch 

soll diese Möglichkeit nicht kategorisch ausgeschlossen werden, da diese eben auch fester 

Bestandteil in dem vorstehend benannten Bebauungsplan der Ortschaft ist. Die Festsetzung 

zur Unterbringung von zwei Wohneinheiten in einem Einzelhaus wird gewählt, um so bei Be-

darf die Errichtung von Einliegerwohnungen ermöglichen zu können, so dass bspw. bei jun-

gen Familien pflegebedürftige Eltern mit einziehen können, was insbesondere vor dem Hin-

tergrund des demografischen Wandels und einer damit einhergehenden Überalterung und 

steigenden Pflegebedürftigkeit der Bevölkerung, sinnvoll ist. Würde diese Festsetzung nicht 

in den Bebauungsplan generell mit aufgenommen werden, so müsste in dem Fall eine Ände-

rung des Bebauungsplanes erfolgen, nur um im Bedarfsfall die Zulässigkeit einer Einlieger-

wohnung ermöglichen zu können. Einem solchen umständlichen Verfahren möchte die Ge-

meinde durch Aufnahme der Festsetzung Nr. 4 begegnen. Die derzeitige Nachfrage bei der 

Gemeinde zur Errichtung von Häusern innerhalb des Plangebietes zeigt, dass aktuell kein 

Bedarf an 2 Wohneinheiten in den Einzelhäusern besteht.  

Ziel der Gemeinde ist es im WA 2 die Errichtung eines Mehrparteienhauses zu realisieren, 

um so ein Mietwohnungsangebot sowohl für die jüngere als auch die ältere Bevölkerung 

schaffen zu können. Wie in einer Vielzahl der ländlichen Gemeinden fehlt es auch in der 

Gemeinde Kalbe an einem solchen Wohnungsangebot kleineren Wohnungen, bspw. für die 

jüngere Bevölkerung, die in eine Ausbildung starten und daher elternunabhängig wohnen wol-

len oder die erstmalig mit ihrem Partner zusammenziehen möchten. Auch für die älteren 

Menschen, die ihr Einzelhaus mit großem Garten aufgeben wollen, fehlt in der Gemeinde 

Kalbe ein entsprechendes Wohnangebot. 

So können angesichts der 10 Baugrundstücke unter Annahme der „Vollausnutzung“ von 2 

Wohneinheiten und einem Baugrundstück mit 4 Wohneinheiten im Höchstfall im Plangebiet 

24 Wohneinheiten umgesetzt werden. Der ermittelte Bedarf von 30 – 45 Wohneinheiten für 

die kommenden 10 bis 15 Jahre wird somit selbst bei Realisierung aller im Plangebiet pla-

nungsrechtlich zulässiger Wohneinheiten sogar noch unterschritten.  

Bereits gegenwärtig liegen mehr als 8 konkrete Nachfragen aus der Kalber Bevölkerung 

nach Wohnbauland vor. 

Da der Abverkauf der Baugrundstücke des Plangebietes über die Gemeinde erfolgen wird, 

wird eine bedarfsorientierte Entwicklung somit zusätzlich sichergestellt. Die Gemeinde kann 

sich so in Abstimmung auf ihren eigenen Bedarf entwickeln. Ein übermäßiger, nicht bedarfs-

orientierter Flächenverbrauch kann somit vermieden werden bzw. eine Umsetzung des Be-

bauungsplanes in einem langfristigen Zeitraum ist ebenso möglich. 
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Die vorstehenden Ausführungen unterstreichen, weshalb die vorliegende Planung den Maß-

gaben einer Eigenentwicklung entsprechen. 

2. Art der Bebauung im Verhältnis zum örtlichen Bedarf: 

Die Eigenentwicklung dient nicht der Deckung eines Wohnraumbedarfs von außen, sondern 

der Deckung eines inneren Bedarfes. Hierdurch kann beispielsweise den aus den jeweiligen 

Orten und Ortsteilen stammenden Menschen die Möglichkeit gegeben werden, am Heimatort 

zu siedeln. Bei diesen Menschen wird es sich überwiegend um junge Menschen handeln, die 

mit der Ausbildung fertig sind und möglicherweise auch eine Familie gründen wollen. 

Im direkt benachbarten Tiste ist eine Kindertagesstätte angesiedelt. Die nächste Grundschu-

le ist in Sittensen. Bereits seit über 50 Jahren gibt es in der Gemeinde Kalbe eine organisier-

te Dorfjugend, die seit 1999 sogar einen eigenen Dorfjugendraum in der Gemeinde besitzt. 

Auch die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Kalbe trägt zum aktiven Vereinsleben der Ge-

meinde bei. 

Infrastruktureinrichtungen, wie Nahversorger, Ärzte, Apotheken und weiterführende Schulen 

befinden sich in knapp 2,5 km Entfernung (per Pkw), westlich / südwestlich im Hauptort der 

Samtgemeinde Sittensen. Zwischen der Gemeinde Kalbe und der Gemeinde Sittensen ist 

der Schülerverkehr via ÖPNV sichergestellt. Die nächsten Bushaltestellen befinden sich in 

jeweils 300 m Entfernung zum Plangebiet in der Dorfstraße und der Lindenstraße. Somit 

trägt die vorliegende Planung in gewissem Maße auch zur Auslastung von Infrastrukturein-

richtungen des zentralen Ortes Sittensen bei. 

3. Bevölkerungsentwicklung der Gemeinde Kalbe von 2017 bis 2022 – Verteilung der Alters-

gruppen im Vergleich 2017 und 2022 
 

 
Diagramm 1: Bevölkerungsentwicklung der Gemeinde Kalbe von 2017 bis 2022 (Quelle Bevölkerungsdaten: 

Samtgemeinde Sittensen, Stand: 18.07.2022) 

Wie dem Diagramm 1 entnommen werden kann, hat in der Gemeinde Kalbe in den vergan-

genen Jahren eine sehr stabile Bevölkerungsentwicklung stattgefunden. Insgesamt ist sogar 

ein positives Bevölkerungswachstum zu verzeichnen und die Bevölkerung hat von 2018 bis 

2022 um 30 Einwohner*innen zugenommen. Für eine kleinere Gemeinde, wie Kalbe kann 

dies bereits als positiver Trend festgehalten werden. 

Diagramm 2 verdeutlicht, dass die beschriebene, relativ stabile Bevölkerungsentwicklung in 

den Altersgruppen gleichermaßen stattfindet. Hier sind insbesondere die Altersgruppen der 

40-59-jährigen sowie die der 80-110-jährigen zu benennen, die nahezu identisch geblieben 

sind. Alle weiteren erkennbaren Schwankungen sind auf gesamtgesellschaftliche Entwick-
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lungen zurückzuführen. Die Gruppe der über 60-80-jährigen hat sich leicht vergrößert, wel-

che teilweise der Generation der sogenannten „Babyboomer“ zuzuordnen ist. 

Die Altersgruppe der 19-39-jährigen ist in der Gemeinde im Vergleich der Jahre 2017 und 

2022 gesunken. In dieser Altersgruppe befinden sich unter anderem die so genannten Bil-

dungswanderer (20-25 Jahre), die nach ihrer Schulausbildung zumeist wegziehen, um einer 

Ausbildung nachzugehen. Des Weiteren zählen zu dieser Gruppe die Rückwanderer sowie 

die Menschen der so genannten Familiengründungsphase (30-35 Jahre). Nach einer Ausbil-

dung kehrt ein Teil der Abgewanderten zurück in den Heimatort, um sich in diesem niederzu-

lassen und eine Familie zu gründen. Da diese Gruppe leicht geschrumpft ist, kann dies mög-

licherweise auf ein nicht adäquates Wohnungs- und Bauplatzangebot zurückzuführen sein. 

Die Menschen in der Familiengründungsphase sorgen zudem für eine stabile Gruppenstärke 

der 0-18-Jährigen, was für die Zukunft mit Hinblick auf eine zunehmende Alterung der Ge-

sellschaft wünschenswert ist. 

 
Diagramm 2: Altersstruktur der Gemeinde Kalbe von 2017 und 2022 (Quelle Bevölkerungsdaten: Samtge-

meinde Sittensen, Stand: 17.08.2022) 

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels, mit dem die Gemeinde Kalbe ebenso 

konfrontiert ist (starke Gruppenstärke der 40-59-jährigen und wachsender Gruppe der 60-80-

jährigen). Die Gruppe der über 40-jährigen ist deutlich größer als die Gruppe der unter 40-

jährigen. In einer Vielzahl der ländlichen Räume, so auch in Kalbe, ist es daher von besonde-

rer Bedeutung, wenn weiterhin ein ausreichendes Angebot an Baugrundstücken für die 

Gruppe der 19-39 jährigen bereitgestellt werden kann. Die Gruppe der 19- bis 39-jährigen 

führt schlussendlich dazu, dass eine Überalterung der Gesellschaft langsamer fortschreitet, 

da sie zum einen selbst einen Gegenpol zur älteren Bevölkerung darstellt und darüber hinaus 

durch ihre eigenen Kinder die jeweilige Bevölkerung verjüngt. Eine junge Bevölkerung in der 

Gemeinde Kalbe trägt ebenfalls dazu bei, die vorhandenen Strukturen im Hauptort der Samt-

gemeinde Sittensen, welche sich in etwa 2,5 km Entfernung zu Kalbe befindet, sicherzustel-

len. So können diese wichtigen Infrastrukturen mittel- bis langfristig gestärkt werden. 

Nachweislich der positiven Bevölkerungsentwicklung, der aktiven Baulandnachfrage im Ort 

und der Altersstruktur der Bevölkerung ist es aus Sicht der Gemeinde sachgerecht und gebo-

ten, die Planungsrechtlichen Möglichkeiten für den Erwerb von Wohnbaugrundstücke gerade 

für junge Familien zu ermöglichen. Angesicht der vorgenannten Aspekte kann die ländliche 

Gemeinde Kalbe auf diese Weise im Zuge der vorliegenden Planung weiterentwickelt und 

somit ihre Position als attraktiver Lebensraum gestärkt werden. 
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Die vorherigen Ausführungen haben verdeutlicht, dass die vorliegende Planung mit den Zie-

len und Grundsätzen der Raumordnung als vereinbar angesehen werden kann. 

4.2 Vorbereitende Bauleitplanung 

Das vorliegende Plangebiet ist im wirksamen Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Sit-

tensen überwiegend als Wohnbaufläche (W) dargestellt. Dieselben Darstellungen weisen 

auch die nordwestlich, westlich, südlich und südöstlich anschließenden Flächen auf. Ledig-

lich ein untergeordneter Teil im nordöstlichen Bereich des Plangebietes sowie die hier an-

schließenden, sich in nordöstliche Richtung erstreckenden Flächen werden als Gemischte 

Bauflächen (M) dargestellt.  

Der vorliegende Bebauungsplan, der eine wohnbauliche Nutzung im Plangebiet planungs-

rechtlich vorbereitet, wird somit aus den Darstellungen des Flächennutzungsplanes entwi-

ckelt. 

 
Abb. 3: Ausschnitt aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan (Plangebiet gestrichelt rot umrandet) 

4.3 Verbindliche Bauleitplanung  

Für das Plangebiet selbst liegt kein Bebauungsplan vor. In direktem südlichen, südöstlichen 

und südwestlichen Anschluss besteht jedoch der Bebauungsplan Nr. 5 „Im Lohfeld“. Dieser 

Bebauungsplan setzt für seinen Geltungsbereich ein Allgemeines Wohngebiet fest. Innerhalb 

dessen ist die Errichtung von Einzelhäusern, mit maximal einem Vollgeschoss zulässig. Im 

Großteil des Geltungsbereiches dürfen maximal 2 Wohneinheiten errichtet werden, im Nord-

westen ist die Errichtung von bis zu 3 Wohneinheiten zulässig. Die zulässige Dachneigung 

wird auf minimal 35° - maximal 48 ° festgesetzt.  

Die Bebauung darf bis zu einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,2 in offener Bauweise auf 

Grundstücken mit der Mindestgröße von 1.000 m² erfolgen. Es sind 4 größere, zusammen-

hängende Baufenster entlang der festgesetzten Straßenverkehrsfläche, die die Erschließung 

des Plangebietes sicherstellt, festgesetzt. Im Süden des Plangebietes wird ein kleineres Bau-

fenster festgesetzt. Die Baugrenzen halten im Großteil des Plangebietes einen Abstand von 

5,0 m zur Geltungsbereichsgrenze ein. Zum Richtweg wiederum wird ein Abstand von 12,0 

m zur Plangebietsgrenze eingehalten, während zur Bestandsbebauung im Westen der erfor-

Plangebiet des vorliegenden 
B-Planes Nr. 7 „Im Lohfeld II“ 
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derliche Mindestabstand von 3,0 m eingehalten wird. Zentral im Plangebiet, in direktem süd-

lichen Anschluss zum vorliegenden Geltungsbereich, ist die Straßenverkehrsfläche für die 

Errichtung einer Wendeanlage entsprechend aufgeweitet, wodurch die Befahrbarkeit des 

Geltungsbereiches mit 3-achsigen Müll sowie Rettungs- und Feuerwehrfahrzeugen gegeben 

ist. Östlich dieser Wendeanlage und somit ebenfalls zentral im Plangebiet ist eine Grünfläche 

mit der Zweckbestimmung „Spielplatz“ festgesetzt. Im Osten des Geltungsbereiches des Be-

bauungsplanes Nr. 5 ist zudem ein Regenrückhaltebecken festgesetzt durch das die sachge-

rechte Entwässerung des Plangebietes sichergestellt werden kann. 

 
Abb. 4: Ausschnitt aus dem Bebauungsplan Nr. 5 „Am Lohfeld“ (vorliegendes Plangebiet gestrichelt um-

randet) 

Für den Bebauungsplan Nr. 5 „Im Lohfeld“, erging im Jahr 2006, die 1. vereinfachte Ände-
rung (Textbebauungsplan). Im Zuge dessen wurde die textliche Festsetzung 2.1 des Ur-
sprungsplanes dahingehend geändert, dass anstelle eine Dachneigung von minimal 35° - 
maximal 48 ° nun Dächer mit einer Neigung von minimal 35 ° und maximal 68 ° zulässig 
sind. 

Im Jahr 2010 erlangte die 2. vereinfachte Änderung (Textbebauungsplan) des Bebauungs-

planes Nr. 5 „Im Lohfeld“ seine Rechtskraft. In diesem wurde die textliche Festsetzung zur 

Gestaltung der Dächer erneut angepasst. Es wurde konkretisiert, dass Dächer ab einer Nei-

gung von 20° im Plangebiet zulässig sein sollen Für untergeordnete Gebäudeteile sowie Ga-

ragen und Nebenanlagen sind zudem geringere Dachneigungen zulässig. 

Ferner erging die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 5, die im Jahr 2014 Rechtkraft er-

langte. Im Zuge dessen wurde der im Westen des Plangebietes festgesetzte Stichweg im 

Vergleich zum Ursprungsbebauungsplan weiter nach Westen verschoben und somit in seiner 

Lage an die realen Gegebenheiten angepasst. 

Ferner wurde die Baugrenze im Süden parallel zur Straße Im Lohfeld festgesetzt. Im Ur-

sprungsbebauungsplan wurde in diesem Bereich ein recht großer Abstand der Baugrenze 

zur Geltungsbereichsgrenze gewählt, der die Bebaubarkeit der Flurstücke 151 und 152 je-

doch unnötig eingeschränkt hat.  

Plangebiet des vorliegenden 
B-Planes Nr. 5 „Im Lohfeld 
II“ 
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Abb. 5: Ausschnitt aus dem Bebauungsplan Nr. 5 „Am Lohfeld“, 3. vereinfachte Änderung (vorliegendes 

Plangebiet gestrichelt umrandet) 

5. STÄDTEBAULICHE SITUATION 

Der Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes Nr. 7 „Im Lohfeld II“ schließt eine 

vorhandene Baulücke innerhalb der bereits vorhandenen Siedlungsstruktur. Im Norden, Süd-

osten, Südwesten und Westen schließt der Geltungsbereich direkt an die vorhandene 

Wohnbebauung an. Östlich des Plangebietes befinden sich ehemalige Hofstellen, die mitt-

lerweile ebenfalls für eine wohnbauliche Nutzung zur Verfügung stehen. 

Das Plangebiet liegt nördlich der Straße Im Lohfeld. Im Süden schließt der Bereich der Wen-

deanlage der Lindenstraße direkt an das Plangebiet an. Eine verkehrliche Erschließung über 

diese Wendanlage ist somit sichergestellt. Ferner befindet sich in direktem östlichen An-

schluss dieser Wendeanlage, und somit südlich des Geltungsbereiches, der Spielplatz des 

Bebauungsplanes Nr. 5 „Im Lohfeld“. Dieser vorhandene Spielplatz kann somit auch in Zu-

kunft ein entsprechendes Angebot für den vorliegenden Bebauungsplan sicherstellen. 

Das Plangebiet unterliegt gegenwärtig einer intensiven landwirtschaftlichen Nutzung als 

Grünland. 

Es befinden sich zwei Bushaltestellen in direktem Umfeld des Geltungsbereiches. Die Bus-

haltestelle in der Lindenstraße als auch in der Dorfstraße liegen jeweils ca. 300 m vom Plan-

gebiet entfernt. 

Nördlich und nordwestlich des Plangebietes befinden sich in einem Umkreis von 600 m fünf 

verschiedene landwirtschaftliche Betriebe (2x Mastschweine, 1x Sauen, Ferkel, Rinder, 1 x 

Pferdehaltung, 1 x Mastschweine, die potenzielle Emittenten für den Geltungsbereich darstel-

len. 

Plangebiet des vorliegenden 
B-Planes Nr. 5 „Im Lohfeld 
II“ 
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6. PLANUNGSANLASS / PLANUNGSZIELE 

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan Nr. 7 „Im Lohfeld II“ werden die planungsrechtlichen 

Voraussetzungen für die Entstehung einer moderaten Nachverdichtung im Sinne der Eigen-

entwicklung in der Gemeinde Kalbe geschaffen, um so der kontinuierlichen Nachfrage nach 

Wohnbaugrundstücken in Kalbe nachkommen zu können. 

Der derzeit landwirtschaftlich genutzte Geltungsbereich stellt ein Baulücke inmitten der be-

stehenden Siedlungsstruktur dar. Demnach wird somit eine Maßnahme der Innenentwicklung 

durchgeführt, so dass ein Verfahren nach § 13a BauGB gewählt wurde. Durch die integrierte 

Lage innerhalb der vorhandenen Siedlungsstrukturen weist das Plangebiet den Vorteil auf, 

dass eine Zerschneidung bislang unzerschnittener Naturräume vermieden werden kann. Zu-

dem ist davon auszugehen, dass sich die verkehrliche Erschließung sowie die sonstige Er-

schließung des Geltungsbereiches problemlos herstellen lassen, in dem an die bereits vor-

handenen Strukturen angeschlossen bzw. diese erweitert werden können. Südlich des Plan-

gebietes verläuft die bereits in einem guten Ausbauzustand befindliche Straße Im Lohfeld, 

die die westliche befindliche Wohnbebauung in Gänze erschließt. Die Straße im Lohfeld 

mündet nordwestlich des Plangebietes in die Lindenstraße, die wiederum eine schnelle Ver-

bindung zum Hauptort der Samtgemeinde Sittensen herstellt. Durch die bereits vorhandene 

Wendeanlage am Ende der Straße im Lohfeld, südlich des vorliegenden Geltungsbereiches 

kann eine problemlose Erschließung dessen erfolgen. 

Wie bereits in Kap. 4.1 angesprochen, wird die Bautätigkeit im Geltungsbereich unmittelbar 

über den Abverkauf der einzelnen Grundstücke durch die Gemeinde gesteuert, so dass eine 

bedarfsorientierte Entwicklung gewährleistet werden kann. 

7. INHALT DES BEBAUUNGSPLANES  

7.1 Art der baulichen Nutzung 

Um in der Gemeinde Kalbe der anhaltenden Nachfrage nach Wohnbauland entsprechen zu 

können, soll der Bau weiterer Wohnhäuser durch den vorliegenden Bebauungsplan pla-

nungsrechtlich ermöglicht werden. Es wird daher ein Allgemeines Wohngebiet (WA) festge-

setzt. Es werden folgende Festsetzungen für das Allgemeine Wohngebiet (WA) getroffen: 

Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 

• Betriebe des Beherbergungsgewerbes  

• sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 

• Anlagen für Verwaltungen 

• Gartenbaubetriebe 

• Tankstellen 

werden im Plangebiet ausgeschlossen. 

Mit den ausnahmsweise zulässigen, im vorliegenden Planungsfall aber ausgeschlossenen 

Nutzungen, ginge ein erhöhter Flächenverbrauch (insbesondere durch Gartenbaubetriebe) 

einher, was der städtebaulichen Zielkonzeption – Schaffung weiteren Wohnbaulandes zur 

Deckung der vorhandenen Nachfrage – für den Geltungsbereich nicht entspricht.  

Durch Tankstellen wird neben einem höheren Flächenverbrauch ebenfalls ein erhöhter Ver-

kehrszufluss generiert, welcher mit entsprechenden Emissionen verbunden ist. Auch dies 

spricht gegen die zuvor benannte städtebauliche Zielkonzeption der vorliegenden Planung. 

Tankstellen sind bereits innerhalb des Kernortes der Gemeinde vorhanden. 

Anlagen für Verwaltungen sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes werden im Hauptort 

der Samtgemeinde Sittensen vorgehalten und werden sich auch weiterhin in diesem kon-

zentrieren. Ebenso stehen im Hauptort der Samtgemeinde ausreichende Möglichkeiten zur 

Verfügung, um sonstige nicht störende Gewerbebetriebe unterbringen zu können. 



 Seite 16 

 Entwurf für erneute Auslegung (Stand: 06.09.2023)   

7.2 Maß der baulichen Nutzung 

Innerhalb der festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete 1 und 2 (WA 1 und WA 2) wird das 

Maß der baulichen Nutzung durch Festsetzung der Grundflächenzahl (GRZ), die max. Zahl 

der Vollgeschosse sowie durch die maximal zulässige Gebäudehöhe definiert. 

Die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) wird für die Allgemeinen Wohngebiete auf 

0,4 festgesetzt. So wird der vorgeschlagene Orientierungswert für Allgemeine Wohngebiete 

(GRZ 0,4 § 17 BauNVO) im Plangebiet ausgeschöpft. Die gewählte GRZ ermöglicht somit 

eine ausreichende Ausnutzung der einzelnen Baugrundstücke. Eine Überschreitung dieser 

Grundfläche durch Nebenanlagen wird jedoch ausgeschlossen, um den Gesamtversiege-

lungsgrad mit Blick auf den Klimaschutz und Versickerungsmöglichkeiten bei Starkregener-

eignissen im verträglichen Rahmen zu halten (§ 19 Abs. 4 BauNVO). Die GRZ anliegender 

Bebauungspläne ist zwar geringer angesetzt mit 0,2, jedoch ist dort auch eine höhere Min-

destgröße der Grundstücke angegeben, sodass Wohnhäuser ähnlicher Größe durch die vor-

liegende Planung ermöglicht werden. 

Die maximale Zahl der Vollgeschosse wird für den gesamten Geltungsbereich, also das 

WA 1 und das WA 2, auf I festgesetzt. Diese Festsetzung wird aus dem westlich, südwest-

lich und östlich befindlichen Bebauungsplan Nr. 5 übernommen. So kann ein einheitliches, 

städtebauliches Bild gewährleistet werden. Durch die Zulässigkeit eines Vollgeschosses ist 

bspw. ein ausgebautes Dachgeschoss möglich, was der bereits vorhandenen, dorftypischen 

Bebauung entspricht.  

Die Höhe baulicher Anlagen wird mit 10 m festgesetzt. Hiermit wird ein Rahmen gesetzt, in 

dem Einzelhäuser errichtet werden können.  

7.3 Bauweise  

In den Allgemeinen Wohngebieten 1 und 2 wird eine offene Bauweise festgesetzt. Demnach 

können Gebäude unter Einhaltung eines seitlichen Grenzabstandes errichtet werden. Wei-

terhin reguliert die offene Bauweise die Gebäudelängen auf maximal 50 m. Durch diese 

Festsetzungen wird sichergestellt, dass sich die künftige Bebauung hinsichtlich ihrer Bauwei-

se in die bereits vorhandene Siedlungsstruktur einfügt. Im Rahmen des Bebauungsplanes 

Nr. 5 „Im Lohfeld“ wurde ebenfalls die offene Bauweise festgesetzt. Somit ist die Bebauung 

des vorliegenden Plangebietes in einem auf das Siedlungsbild abgestimmtem Maß möglich. 

Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete 1 und 2 dürfen nur Einzelhäuser errichtet werden. 

Auch dies stellt die Entwicklung eines homogenen und dorftypischen Siedlungsbildes sicher. 

7.4 Größe der Baugrundstücke  

Die Mindestgröße der Baugrundstücke wird mit 800 m² geringer festgesetzt als in anderen 

Bestands-Bebauungsplänen der Gemeinde Kalbe. Hiermit wird insbesondere den Anforde-

rungen an einen flächenschonenden Städtebau Rechnung getragen. In Relation zur höher 

angesetzten GRZ von 0,4 im Vergleich zum Bebauungsplan Nr. 5 werden ähnlich große 

Wohngebäude ermöglicht. 

7.5 Anzahl der Wohneinheiten 

Der vorliegende Bebauungsplan setzt für das Allgemeine Wohngebiet 1 maximal 2 Wohnein-

heiten pro Einzelhaus fest. Diese Festsetzung wird aus dem bereits bestehenden Bebau-

ungsplan Nr. 5 „Im Lohfeld“ übernommen, der für die Flächen im direkten westlichen, südli-

chen und östlichen Anschluss Aussagen für eine Wohnbebauung trifft. Ein Einfügen in den 

bereits vorhandenen Bestand wird somit gewährleistet. Gleichsam ergibt sich die Möglichkeit 

in einem Wohngebäude eine Einliegerwohnung unterzubringen, in der im Bedarfsfall bspw. 

die pflegebedürftigen Eltern oder die Kinder untergebracht werden können. Diese Festset-

zung ermöglicht demnach ein generationsübergreifendes Wohnen. 

Für das Allgemeine Wohngebiet 2 im Norden des Geltungsbereiches sollen wiederum 4 

Wohnungen zulässig sein. Wie in einer Vielzahl der ländlichen Gemeinden mangelt es auch 
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in der Gemeinde Kalbe an einem Mietwohnungsangebot mit kleineren Wohnungen, bspw. für 

die jüngere Bevölkerung, die in eine Ausbildung starten und daher elternunabhängig wohnen 

wollen oder die erstmalig mit ihrem Partner zusammenziehen möchten. Auch für die älteren 

Menschen, die ihr Einzelhaus mit großem Garten aufgeben wollen, fehlt in der Gemeinde 

Kalbe ein entsprechendes Wohnangebot. Angesichts dessen soll im WA 2 die Möglichkeit 

zur Errichtung eines Mehrparteienhauses durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes 

geschaffen werden. Damit sich dieses Mehrfamilienhaus dennoch in die Umgebung einfügt, 

wird die maximal zulässige Anzahl an Wohneinheiten auf 4 begrenzt.  

7.6 Überbaubare Grundstücksflächen 

In den Allgemeinen Wohngebieten 1 und 2 werden insgesamt 2 überbaubare Grundstücks-

flächen (ÜGF) festgesetzt. Die Festsetzung der ÜGF im Süden des Plangebietes sowie im 

Norden erfolgt als zwei große, zusammenhängende Bauzonen. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen der Allgemeinen Wohngebiete halten entlang der in-

neren Erschließungsstraße sowie zur südlichen, nördlichen und westlichen Plangebietsgren-

ze den erforderliche Mindestabstand von 3 m gemäß Landesbauordnung ein. 

Im Nordosten wird die Baugrenze nicht geschlossen, da sich in diesem Bereich bereits eine 

grenzständige Bebauung befindet. Die grenzständige Bebauung des Nachbargrundstückes 

müsste theoretisch, um keinen Bebauungskonflikt zu erzeugen, im Bestand einen Mindest-

abstand von 3,0 m zur nordöstlichen Geltungsbereichsgrenze einhalten. Von der Plange-

bietsgrenze aus müsste eine neue Bebauung dann ebenfalls 3,0 m zur Geltungsbereichs-

grenze einhalten. Da nun jedoch bereits eine grenzständige Bebauung im Nordosten des 

Plangebietes vorhanden ist, müsste die Baugrenze theoretisch um 6,0 m von der Geltungs-

bereichsgrenze und somit der vorhandenen grenzständigen Bebauung abrücken, um so den 

vorhandenen „Nutzungskonflikt“ auflösen zu können. Da bereits die Bestandssituation diesen 

Konflikt auslöst, entscheidet sich die Gemeinde dazu auf die Festsetzung eines Grenzab-

standes im Nordosten zu verzichten. Dies bietet die Möglichkeit, einer besseren Positionier-

barkeit eines späteren Wohngebäudes innerhalb des WA 2 im Plangebiet. Um bei der Positi-

onierung eines Wohngebäudes auf dem Baugrundstück sicherstellen zu können, dass der 

laut NBauO § 5 Abs. 2 geforderte Mindestgrenzabstand von 3 m eingehalten werden kann, 

besteht für den späteren Bauherren die Möglichkeit der Eintragung einer so genannten „Ab-

standsbaulast“ nach § 6 Abs. 2 NBauO. Durch die Eintragung einer solchen „Abstandsbau-

last“ darf dem Baugrundstück für die Bemessung des Grenzabstandes ein Teilbereich des 

benachbarten Grundstückes zugerechnet werden. Die Eintragung einer „Abstandsbaulast“ 

eröffnet dem Bauherren die Möglichkeit mit der Bebauung innerhalb der festgesetzten über-

baubaren Grundstücksfläche näher als 3 m an die Grundstücksgrenze heranzurücken. 

Sollte von der Eintragung einer Abstandsbaulast jedoch abgesehen werden, so bietet die im 

Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanes festgesetzte überbaubare Grundstücksfläche 

dennoch genug Spielraum für eine problemlose Positionierung eines Wohngebäudes. 

7.7 Verkehrsflächen  

Um die innere Erschließung des Plangebietes sicherstellen zu können, werden Straßenver-

kehrsflächen in einer Breite von größtenteils 8,0 m festgesetzt. Im Zufahrtsbereich weist sie 

eine Breite von bis zu 10,6 m auf, sodass auch dreiachsige Müllfahrzeuge ohne Rangieren 

die Entsorgung der zukünftigen Wohnhäuser sicherstellen können. Die Straßenverkehrsflä-

che weist somit ausreichend Kapazitäten für die Anlage aller notwendigen Erschließungsan-

lagen, wie Kanäle, Parkflächen, Laternen, Leitungstrassen etc., auf (siehe Anlage II).  

Das Plangebiet wird durch eine von Südwest nach Nordost verlaufende Haupterschließungs-

straße erschlossen, die als Sackgasse in einer Wendeanlage endet. Diese Straße schließt 

an die südlich des Plangebietes verlaufende Straße Im Lohfeld, genauer noch im Bereich der 

Wendeanlage dessen, an. Weitere Ausführungen zur Erschließung erfolgen in Kap. 8.4. 
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7.8 Örtliche Bauvorschrift 

Da gewährleistet werden soll, dass sich die spätere Bebauung des Plangebietes in das Orts-

bild einfügt, werden Örtliche Bauvorschriften in den Bebauungsplan integriert. Die Vorschrif-

ten orientieren sich dabei an entsprechenden Regelungen, die bereits im Rahmen weiterer 

Bauleitplanungen innerhalb der Gemeinde Kalbe getroffen wurden.  

Die Örtliche Bauvorschrift trifft dabei Aussagen  

- zur Dachgestaltung im Plangebiet, um die besonders ortsbildrelevante Dachlandschaft 

zu regulieren,  

- zu den Sockelhöhen, um auch in dieser Beziehung unpassende Sonderbauformen zu 

vermeiden sowie  

- zur Anzahl der zu schaffenden Einstellplätze pro Wohneinheit, um den öffentlichen Stra-

ßenraum von übermäßigem ruhenden Verkehr  freizuhalten.  

7.9 Flächenübersicht 

Allgemeine Wohngebiete  9.459 m² 

davon WA 1 8.665 m² 

davon WA 2 794 m² 

Straßenverkehrsflächen  1.511 m² 

Gesamtfläche des Plangebietes 10.944 m² 

8. PLANUNGSRELEVANTE BELANGE 

8.1 Naturschutz sowie Landschaftspflege 

Entsprechend den Regelungen des § 13a BauGB besteht für den vorliegenden Bebauungs-

plan kein Erfordernis, eine Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB durchzuführen. Ungeach-

tet dessen sind die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 

BauGB in die gemeindliche Abwägung einzustellen. Mit dem folgenden Text wird sicherge-

stellt, dass das für eine Beurteilung der Belange notwendige Abwägungsmaterial in einem 

ausreichenden Detaillierungsgrad zur Verfügung steht. 

Grundsätzlich wird durch die Standortwahl dem Vermeidungsgrundsatz gem. § 1a Abs.2 

BauGB in einem hohen Maße entsprochen. Im Vorfeld der Bauleitplanung wurde geprüft, in 

welchem Umfang Baulücken „aktiviert“ werden können, um den lokalen Bedarf zu decken. 

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass geeignete Alternativstandorte aufgrund mangelnder 

Flächenverfügbarkeit bzw. mangelnder Verkaufsbereitschaft privater Flächen, Waldab-

standsregelungen und Immissionsbelastungen durch landwirtschaftliche Nutzung angren-

zender Bereiche, nicht zur Verfügung stehen. Insbesondere existieren am Ort keine Alterna-

tivflächen in entsprechend städtebaulich integrierter Lage und allseits umschlossen von Be-

bauung ist, ohne Rückgriff auf dem Grundsatz nach freizuhaltende Außenbereichsflächen.  

In der vorliegenden Bauleitplanung werden folgende Vermeidungsmaßnahmen festgesetzt 

bzw. sind im Rahmen der Planung berücksichtigt worden: 

• Inanspruchnahme eines Standortes, welcher durch seine Nutzung als Grünland sowie die 

unmittelbar umgebende Wohnbebauung bereits deutlich anthropogen geprägt ist. 

• Ausnutzung bestehender Infrastruktur, insbesondere der Straße Im Lohfeld, aber auch 

des vorhandenen Regen-Rückhaltebeckens und Kanalisation. Dadurch wird eine zusätzli-

che Inanspruchnahme von Flächen vermieden und Ressourcen geschont. 

• Beschränkung der Höhe baulicher Anlagen des Allgemeinen Wohngebiets auf eine ma-

ximale Firsthöhe von 10,0 m. Durch diese Festsetzung sollen Eingriffe in das Land-

schaftsbild durch überproportional hohe Gebäude vermieden werden. 
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Das Plangebiet ist weitgehend unversiegelt und unterliegt einer Grünlandnutzung. Die mit 

Süßgräsern und Kräutern bewachsene Freifläche unterliegt Pflegemaßnahmen (Mahd).  

Zur Bewertung der naturschutzfachlichen Belange werden in Niedersachsen, wie auch in an-
deren Bundesländern, in der Regel genormte Bewertungs- und Kompensationsmodelle an-
gewandt. Im vorliegenden Planungsfall erfolgt die Bewertung anhand des so genannten 
Breuermodells von 1994 in seiner aktuellen Version aus dem Jahr 2006. 

Für das Schutzgut Pflanzen und Tiere sieht das Modell eine Bewertung in einer 5-stufigen 
Werteskala (I-V) vor, für die Schutzgüter Boden, Wasser, Klima / Luft sowie Landschaftsbild 
eine 3-stufige Werteskala (1-3). 

Analog zu den letztgenannten Schutzgütern werden auch die weiteren hier behandelten 
Schutzgüter Menschen, Biologische Vielfalt, sonstige Sach- und Kulturgüter, Wechselbezie-
hungen zwischen den Schutzgütern und Schutzgebiete / -objekte zur besseren Vergleichbar-
keit in einer 3-stufigen Werteskala (1-3) bewertet. 

Hierbei gilt:  

Tab. 1: Wertstufen nach BREUER 

Wertstufe V/3: Schutzgüter von besonderer Bedeutung  

( besonders gute / wertvolle Ausprägungen) 

Wertstufe IV: Schutzgüter von besonderer bis allgemeiner Bedeutung 

Wertstufe III/2:  Schutzgüter von allgemeiner Bedeutung  

Wertstufe II: Schutzgüter von allgemeiner bis geringer Bedeutung 

Wertstufe I/1: Schutzgüter von geringer Bedeutung  

( schlechte / wenig wertvolle Ausprägungen) 

Schutzgut Mensch 

Dem Plangebiet kommt in Bezug auf das Schutzgut Mensch aufgrund der Festsetzungen als 

Allgemeines Wohngebiet zukünftig eine Bedeutung als Wohnstandort zu. Aufgrund der der-

zeit im Plangebiet vorhandenen Grünlandbewirtschaftung ist eine Bedeutung für die Frisch-

luftproduktion gegeben. Ortsbildprägende Strukturen mit einer Bedeutung für das Heimatge-

fühl der Anwohner befinden sich weder im Plangebiet, noch außerhalb dessen. 

Ein Geruchsgutachten (Anlage I) zeigt auf, dass für das Plangebiet eine leichte Beeinträchti-

gungen durch Gerüche vorliegen, da die Immissionsrichtwerte der Geruchsimmissions-

Richtlinie (GIRL) bzw. TA-Luft für Allgemeine Wohngebiete (WA) von 10 % der Jahresstun-

den im nordöstlichen Geltungsbereich geringfügig überschritten werden. Gemäß § 9 Abs. 2 

BauGB ist eine Wohnbebauung in den hiervon betroffenen Teilen der Allgemeinen Wohnge-

biete erst zulässig, wenn vor Umsetzung nachgewiesen wird, dass der dann entsprechend 

der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) maßgebliche Immissionswert 

für Wohngebiete eingehalten wird oder gemäß den dann geltenden Regelwerken Ausnah-

men im Einzelfall zugelassen werden können. 

Durch die vorgesehene Festsetzung der Allgemeinen Wohngebiete (WA1, WA2) und die 

dadurch stattfindende Nachverdichtung der vorhandenen Siedlungsstruktur, erhöht sich die 

Bedeutung als Wohnstandort. Eine Bedeutung als Ort der Frischluftentstehung ist hingegen 

nicht länger gegeben. Zusammenfassend bleibt die allgemeine Bedeutung (Wertstufe 2) be-

zogen auf das Schutzgut Mensch erhalten. Erhebliche Beeinträchtigungen sind nicht gege-

ben. 

Schutzgut Pflanzen und Tiere 

Bezogen auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere ist das Plangebiet als Biotoptyp Extensiv-

grünland trockener Mineralböden (GET) zu klassifizieren. Es besitzt somit eine allgemeine 

Bedeutung (Wertstufe III) als Lebensstätte für Pflanzen und Tiere. 

Das Vegetation des Plangebiets wird durch Wirtschaftsgräser geprägt. Außerdem ist Ge-

wöhnliches Ferkelkraut (Hypochaeris radicata), Acker-Kratzdistel (Cirsium arvense), Margeri-



 Seite 20 

 Entwurf für erneute Auslegung (Stand: 06.09.2023)   

te (Leucanthemum vulgare), Große Brennnessel (Urtica dioica), Brombeere (Rubus spec.), 

Kleiner Sauerampfer (Rumex acetosella), Gewöhnliche Schafgarbe (Achillea millefolium), 

Rainfarn (Tanacetum vulgare), Vogel-Wicke (Vicia cracca), Gewöhnliches Knäuelgras 

(Dactylis glomerata) und Quecke (Elymus repens) im Bestand vorhanden. Das Plangebiet ist 

umzäunt und von Siedlungsgebäuden umgeben, sodass großen wildlebenden Säugetiere 

kein geeignetes Habitat geboten wird. Gehölze sind im Plangebiet nicht vorhanden, wodurch 

auch die Attraktivität auf Brutvögel absinkt. 

In Folge der Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplanes kommt es zu baulichen Um-

strukturierungen im Plangebiet. Hiervon betroffen sind alle im Plangebiet vorhandenen Bio-

toptypen. Der Biotoptyp Extensivgrünland trockener Mineralböden (GET) wird überplant, 

wodurch eine erhebliche Beeinträchtigung ausgelöst wird. Rechnerisch ergibt sich ein Eingriff 

für das Schutzgut Pflanzen und Tiere von 10.944 m², da der Biotoptyp Extensivgrünland tro-

ckener Mineralböden (GET) von allgemeiner Bedeutung (WS III) ist und somit im Verhältnis 

1:1 ausgeglichen werden müsste. 

Schutzgut Boden und Schutzgut Fläche 

Durch die agrarische Nutzung des Plangebiets ist es zu einschneidenden Veränderungen der 

Bodenmatrix gekommen. Besonders die Zerstörung der oberen Bodenhorizonte zum Zwecke 

der besseren Bearbeitung der Ackerkrume störte die natürliche Pedogenese irreversibel.  

Entsprechend dem Kartenserver des Niedersächsischen Bodeninformationssystems (NIBIS) 

steht im Plangebiet der Bodentyp Mittlerer Gley-Podsol an. Bei dem anstehenden Boden 

handelt es sich um keinen seltenen Boden. Er weist keine besonderen Standorteigenschaf-

ten und ebenfalls keine kulturgeschichtliche Bedeutung auf, so dass diesem Boden eine all-

gemeine Bedeutung (Wertstufe 2) beizumessen ist. Für diesen hätte – im Bereich der zu-

künftig zulässigen Versiegelungen – eine Kompensation im Verhältnis 1 : 0,5 zu erfolgen. 

Im Rahmen der erfolgenden Baumaßnahmen kommt es zu Bodenversiegelungen, sowie zur 

Zerstörung der oberen Bodenhorizonte durch schwere Baumaschinen, Abgrabungen und 

Aufschüttungen. Nach Durchführung der Baumaßnahmen ist davon auszugehen, dass sich 

erneut Boden auf den verbliebenen unversiegelten Flächen, trotz bestehen bleibenden 

menschlichen Störungsdrucks, entwickeln kann aber möglicherweise erneut durch später er-

folgende Baumaßnahmen gestört wird. 

Durch die vorliegende Planung ergibt sich somit eine erhebliche Beeinträchtigung des 

Schutzgutes Boden. Rechnerisch ergibt sich folgender auszugleichende Fläche: 

5.298 m² = 9.468 m² (Fläche des Allgemeinden Wohngebietes) x 0,4 (zulässige Versieglung) 

+ 1.511 m² (Straßenverkehrsfläche). 

Dieser Eingriff müsste im Verhältnis 1 : 0,5 ausgeglichen werden, so dass sich vorliegend ein 

rechnerischer Kompensationsbedarf von 2.649 m² ergibt.  

Schutzgut Wasser 

Im Plangebiet verlaufen keine oberirdischen Gewässer. Die durch ein Fachbüro (Ingenieur-

büro Schmidt & Rietzke, Stand: 25.05.2022, Bremervörde, vgl. Anlage II) angefertigte Er-

schließungsplanung zeigt auf, dass die Oberflächenentwässerung über das Regenrückhalte-

becken erfolgen wird, welches sich südöstlich des Plangebietes befindet und im Zuge des 

Bebauungsplanes Nr. 5 „Im Lohfeld“ festgesetzt wurde. Die Kapazitäten des Beckens, für 

welches die Genehmigung seitens des Landkreis Rotenburg (Wümme) am 26.08.2004 

erging, reichen aus, um auch das im Plangebiet anfallende Regenwasser problemlos aufzu-

nehmen (vgl. Anlage II). 

Dem Schutzgut Wasser kann vorliegend sowie nach Umsetzung der Planung eine allgemei-

ne Bedeutung (Wertstufe 2) im Plangebiet zugeordnet werden. 

Schutzgut Klima / Luft 

Das Plangebiet fungiert als Ort der Frischluftentstehung, ist aber bereits durch seine Lage in-

nerhalb bebauter Bereiche der Ortschaft Kalbe Beeinträchtigungen der Luftreinheit (v. a. Kfz-
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Verkehr) und landwirtschaftlichen Emissionen aufgrund seiner ländlichen Lage unterworfen. 

Landwirtschaftliche Emissionen sind in der ländlichen Lage üblich und die Kfz-bedingten 

Luftschadstoffe werden durch die vergleichsweise offene Landschaft zügig abtransportiert. 

Dem Schutzgut ist daher eine allgemeine Bedeutung (Wertstufe 2) beizumessen. 

Durch die Wohnbebauung wird sich das herrschende Mikroklima auf der Fläche verändern. 

Insbesondere wird sich die Wärmeabstrahlung im Vergleich zu dem vormaligen Grünland er-

höhen. Luftströme werden durch die Bebauung umgelenkt und abgebremst. Der Luftschad-

stoffeintrag wird sich durch die Nutzung der Straße zur Erschließung des Gebietes leicht er-

höhen. Die Luftschadstoffe werden durch die herrschenden Luftströme der relativ offenen 

Bebauung der Siedlung weiterhin zügig abtransportiert. 

Das Schutzgut Klima / Luft besitzt sowohl vor als auch nach der Umsetzung der vorliegenden 

Bauleitplanung eine allgemeine Bedeutung (Wertstufe 2) für die Natur und Umwelt. 

Schutzgut Landschaftsbild 

Das Schutzgut Landschaftsbild ist im Bereich des Plangebietes aufgrund der Grünlandnut-

zung und der eingefassten Lage des Plangebietes (in Gänze umgeben von einer Wohnnut-

zung) bereits anthropogen geprägt. 

Infolge der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 7 wird die Errichtung von wohnbaulich ge-

nutzten Gebäuden im Plangebiet ermöglicht. Durch die Festsetzungen zum Maß der bauli-

chen Nutzung wird sichergestellt, dass sich die neuen Gebäude in das Bild der umgebenden 

Siedlungsbereiche einfügen. Darüber hinaus wird geregelt, dass ausschließlich Einzelhäuser 

im Geltungsbereich zulässig sein werden, wodurch die Strukturen der umgebenen Wohnbe-

bauung aufgegriffen wird. Die Örtliche Bauvorschrift regelt darüber hinaus, dass innerhalb 

des Plangebietes ausschließlich geneigte Dächer im Farbspektrum rot, rotbraun, braun, 

grau, anthrazit und schwarz zulässig sind, um so ein Einfügen in die bereits vorhandene 

Siedlungsstruktur bzw. Bebauung zu gewährleisten. 

Beeinträchtigungen des Orts- und Landschaftsbildes der näheren Umgebung sind daher 

nicht zu erwarten. Dem Plangebiet kommt hinsichtlich des Schutzgutes Landschaftsbild wei-

terhin eine allgemeine Bedeutung (Wertstufe 2) zu. Erhebliche Beeinträchtigungen sind nicht 

gegeben. 

Schutzgut Biologische Vielfalt 

Die als Grünland genutzte Fläche stellt, ebenso wie das im Bebauungsplan Nr. 7 vorgesehe-

ne Wohngebiet, einen Lebensraum mit eingeschränkter biologischer Vielfalt dar. Innerhalb 

der Grünlandflächen können sich unter günstigen Voraussetzungen Populationen wildleben-

der Tierarten etablieren. Zudem ist die Ansiedlung naturraumtypischer Vegetation nicht aus-

geschlossen, sodass auf dem Grünland eine allgemeine Bedeutung (Wertstufe 2) hinsichtlich 

der biologischen Vielfalt vorhanden ist. 

Die Biologische Vielfalt sinkt innerhalb der zukünftig versiegelbaren Bereichen auf eine ge-

ringe Bedeutung (Wertstufe 1). Hausgärten bieten jedoch auch Potential zur Ansiedlung von 

an den Menschen angepassten Arten. 

Schutzgut Schutzgebiete- und Objekte 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Schutzgebiete- und objekte. Damit ist das 

benannte Schutzgut in der vorliegenden Planung ohne Belang. 

Schutzgut Sonstige Sach- und Kulturgüter 

Bau- und Bodendenkmäler sind im Plangebiet nicht vorhanden. Damit ist das Schutzgut 
Sonstige Sach- und Kulturgüter in der vorliegenden Planung ohne Belang. 

Schutzgut Wechselbeziehungen zwischen den Schutzgütern 

Dies gilt ebenso für das Schutzgut Wechselbeziehungen zwischen den Schutzgütern, da be-
sondere Wechselbeziehungen, die wesentlich über das Maß der Bedeutung der einzelnen 
Güter hinausgehen, im vorliegenden Landschaftsausschnitt nicht erkannt werden können. 
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Zusammenfassung 

Die Schutzgüter Fläche, Boden, Pflanzen und Tiere und Biologische Vielfalt werden durch die 

vorliegende Planung beeinträchtigt. 

In der Summe ist daher theoretisch von einem Ausgleichsflächenbedarf von 10.944 m² für 

das Schutzgut Pflanzen und Tiere welcher durch die Entwicklung des Biotoptyps Extensiv-

grünland trockener Mineralböden (GET) kompensiert werden muss, auszugehen. Der theore-

tische Kompensationsbedarf für die Schutzgüter Fläche und Boden, welche gemeinsam aus-

geglichen werden können, beläuft sich auf 2.632 m². Die verringerte Biologische Vielfalt führt 

nicht zu einem kompensationserheblichen Eingriff, da dieser nur ab einer besonderer Bedeu-

tung für das Schutzgut erforderlich ist. 

Eine Kompensation der ermittelten erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter Flächen, 
Pflanzen und Tiere sowie Boden ist gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB nicht erforderlich, da 
„Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als [...] vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig“ gelten. 

Eine Abwägung hinsichtlich des Kompensationserfordernisses hat somit bereits auf Ebene 

der Gesetzgebung stattgefunden. 

Besonderer Artenschutz 

Die Attraktivität des Plangebiets als Habitat für Vögel ist aufgrund der Absenz von Gehölzen 

und Sträuchern, der kurz anstehenden Vegetation und der Lage innerhalb des besiedelten 

Bereich gering. Die Organismen welche derzeit in der Lage sind das Plangebiet als Habitat 

zu nutzen stellen an den Siedlungsbereich des Menschen angepasste Arten dar, die auch 

nach der Umsetzung der Baumaßnahmen geeignete Habitate innerhalb und entlang des 

Siedlungsrandes finden werden.  

Als potentiell vorkommende Brutvogelarten sind aufgrund der Vorbelastungen vor allem sied-

lungs- und störungstolerante Offenbodenbrüter sowie andere typische Siedlungsarten zu 

nennen. Es handelt sich dabei ausschließlich um Arten, die in Siedlungsgebieten häufig vor-

kommen. Insgesamt ergibt sich ein sehr stark eingeschränktes Spektrum potentieller Brutvo-

gelarten, das die geringe Größe des Plangebietes, die eingeschränkte Vielfalt sowie die 

durch die gemeindliche Nutzung gegebene hohe Störungsfrequenz wiederspiegelt. 

Fledermäuse sind aufgrund der Lage des Plangebiets innerhalb des Siedlungsbereichs und 

der Absenz von Gehölzen voraussichtlich nicht am Standort vorhanden. Als Jagdrevier für 

Fledermäuse eignet sich das Plangebiet zudem aufgrund fehlender Leitelemente nicht. 

8.2 Verkehr 

Die verkehrliche Erschließung des Geltungsbereiches erfolgt über die südlich gelegene Stra-

ße Im Lohfeld. Die Wendeanlage der Straße im Lohfeld schließt direkt im Süden des Plan-

gebietes an, so dass über diese eine sachgerechte Ein- und Ausfahrt in das Plangebiet si-

chergestellt werden kann. 

Die Verkehre des Geltungsbereiches werden sich über die Straße Im Lohfeld auf das Ge-

meindeverkehrsnetz verteilen. Durch die Lindenstraße ist ein Anschluss an den in 2,5 km 

südlich des Plangebietes befindlichen Hauptort der Samtgemeinde sichergestellt. 

Für die Straßenverkehrsflächen, die der internen Erschließung dienen sollen, wird eine Flur-

stückbreite von größtenteils 8,0 m gewählt. Im Zufahrtsbereich weist sie eine Breite von bis 

zu 10,6 m auf. Innerhalb des Straßenflurstückes können neben der Fahrbahn, alle weiteren 

notwendigen Anlagen, wie Versorgungsschächte, aber auch Stellplätze und die Straßenbe-

leuchtung untergebracht werden, vgl. Anlage II. 

Die interne Erschließung wird durch eine „Hauptstraße“, die zunächst in Süd-Nord-Richtung 

an die südlich befindliche Straße im Lohfeld anschließt und im weiteren Verlauf in West-Ost-

Richtung verläuft, erfolgen. Diese Erschließungsstraße endet in einer Wendeanlage, die ei-

nen Durchmesser von 22,0 m aufweist. Die Anlage einer solchen Wendeanlage ermöglicht 
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ein Befahren des Plangebietes mit 3-achsigen Müllfahrzeugen, ebenso mit Rettungs- und 

Feuerwehrfahrzeugen. 

Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung hat sich ein Fachbüro (Ingenieurbüro Schmidt & 

Rietzke, Bremervörde) mit der Erschließungsplanung (Befahrung durch Müllfahrzeuge, Ret-

tungs- und Feuerwehrfahrzeuge) auseinandergesetzt, damit bereits auf dieser Ebene ge-

währleistetet werden kann, dass die verkehrliche Erschließung problemlos funktioniert. Diese 

Vorplanung ist als Anlage II Bestandteil der Begründung. Aus dieser geht hervor, dass die 

Ein- und Ausfahrt eines 3-achsigen Müllfahrzeuges durch die Ausbuchtung im Zu- und Aus-

fahrtsbereich problemlos möglich ist. Sie verbreitert die Straßenverkehrsfläche für 8,8 m auf 

eine Breite von 10,6 m. Über die vorhandene Wendeanlage am Ende der Straße Im Lohfeld 

kann somit eine sachgerechte Erschließung und direkte Zu- / Ausfahrt des Plangebietes oh-

ne Rangieren von Fahrzeugen im Wendekreis sichergestellt werden. Durch diese Straßen-

führung kann eine Erschließung des Plangebietes sowohl für Müllfahrzeuge als auch für Ret-

tungsfahrzeuge und die Feuerwehr gewährleistet werden. 

Somit kann die Erschließung aller Bereiche des Plangebietes planungsrechtlich abgesichert 

werden. 

Es sind keine negativen Auswirkung auf die verkehrlichen Belange durch die vorliegende 

Planung zu erwarten. 

8.3 Immissionsschutz 

Im Umkreis von 600 m vom Plangebiet befinden sich mehrere landwirtschaftliche Betriebe. 

Angesichts dessen ist eine Untersuchung notwendig, ob sich die landwirtschaftlichen Immis-

sionen auf das Plangebiet auswirken. Daher wurde ein entsprechendes Geruchsgutachten 

durch den TÜV-Nord erstellt, welches als Anlage I Bestandteil der Planunterlagen ist. 

Im benannten Umkreis um das Plangebiet befinden sich fünf verschiedene tierhaltende 

landwirtschaftliche Betriebe (2 x Mastschweine, 1 x Sauen, Ferkel, Rinder, 1 x Pferdehaltung, 

1 x Mastschweine (genehmigt, aktuell Leerstand), die potenzielle Emittenten für den Gel-

tungsbereich darstellen. Die Stallanlagen, der Ausbreitungsweg und die Immissionsorte wur-

den während eines Ortstermins vom Gutachter in Augenschein genommen. Die geruchsrele-

vanten Daten der Betriebe wurden von der Gemeinde Kalbe angegeben bzw. vor Ort durch 

den Gutachter erhoben. Die Geruchsemissionen aller Quellen wurden anhand von Messer-

gebnissen an vergleichbaren Anlagen ermittelt. Dazu wurde die VDI-Richtlinie 3894 Blatt 1 

herangezogen. Die Geruchsimmissionen wurden sodann mit dem Ausbreitungsmodell 

AUSTAL (3.1) für geruchbeladene Abluft berechnet und als Häufigkeit der Geruchsstunden 

eines Jahres, bezogen auf 1 GE/m³, dargestellt. Es wurden belästigungsrelevante Kenngrö-

ßen der Gesamtbelastung nach Nummer 4.6 der GIRL (Gewichtung der Immissionen nach 

Tierart, Anhang 7 der TA Luft 2021) angegeben. 

Das Ergebnis dieser Berechnungen war zunächst, dass durch die rechnerisch berücksichtig-

te, genehmigte Tierhaltung der landwirtschaftlichen Betriebe der für Wohngebiete festgelegte 

Immissionswert von 10 % der Jahresstunden gemäß GIRL bzw. TA-Luft in Teilen des fest-

gesetzten Allgemeinen Wohngebietes überschritten würde. Es waren demnach vornehmlich 

im äußersten nordöstlichen Teil des Plangebietes Immissionswerte zu erwarten, die oberhalb 

des Wertes von 10 % der Jahresstunden liegen. In jenem Bereich wäre unter den gegebe-

nen Umständen somit ein Nutzungskonflikt herbeigeführt worden.  

Im Zuge der Planung konnte auf Betreiben der Gemeinde erreicht werden, dass für einen der 

berücksichtigten Betriebe (Betrieb Q.5) eine verbindliche Verzichtserklärung vorgelegt wurde, 

sodass die dort zuletzt noch anzurechnenden Tierplatzzahlen künftig nicht mehr realisiert 

werden können. Diese Verzichtserklärung liegt sowohl der Gemeinde als auch dem Land-

kreis (als Genehmigungsbehörde) vor. Auf Basis dessen hat der TÜV Nord eine erneute Be-

rechnung (s. Anhang III) ohne den in Rede stehenden Betrieb ergänzend durchgeführt. 

Dadurch konnte abschließend im gesamten Plangebiet die Unterschreitung der Geruchsbe-

lastung von 10 % der Jahresstunden verifiziert werden. 
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Die Erweiterungsmöglichkeiten der weiteren berücksichtigten Tierhaltungen sind bereits 

durch die vorhandene Wohnbebauung eingeschränkt. An diesen bestehenden Wohngebäu-

den werden die heranzuziehenden Immissionsgrenzwerte heute bereits erreicht, teilweise 

sogar überschritten. Angesichts dessen werden die verbleibenden aktiven landwirtschaftli-

chen Betreibe durch die vorliegende Planung nicht unzulässig eingeschränkt. 

Ferner können in ländlichen Räumen, wie es auch im vorliegenden Planverfahren der Fall ist, 

ortsüblich auftretende Emissionen durch die Landwirtschaft auftreten. Diese gehen von ord-

nungsgemäßen landwirtschaftlichen Tätigkeiten aus, wie der Gülleausbringung, Silagelage-

rung und Transport sowie von Pflanzenschutzmittelapplikationen auf angrenzenden Betrie-

ben und Nutzflächen. Diese sind mit dem Hinweis auf das gegenseitige Rücksichtnahmege-

bot zu tolerieren. 

Da anhand dieser Vorkehrungen sowohl gesunde Wohnverhältnisse für die neu entstehende 

Bebauung als auch eine betriebliche Absicherung der Bestandsbetriebe erzielt wird werden 

die Belange des Immissionsschutzes nicht negativ berührt. 

8.4 Ver- und Entsorgung / Entwässerung 

Unter Berücksichtigung der gesetzlichen Bestimmungen wird das Plangebiet an die zentralen 

Ver- und Entsorgungseinrichtungen (Strom, Frischwasser, Schmutzwasser, Gas, Telekom-

munikation) von Gemeinde und Landkreis bzw. der sonst zuständigen Ver- und Entsorgungs-

träger angeschlossen. 

Durch das Ingenieurbüro Schmidt & Rietzke wurde ein Erschließungsplan erarbeitet, in dem 

sich mit der Oberflächenentwässerung auseinandergesetzt wurde. Dieser Erschließungsplan 

zeigt auf, dass die Oberflächenentwässerung über das südwestlich befindliche im Rahmen 

des Bebauungsplan Nr. 5 „Im Lohfeld“ seinerzeit festgesetzt und durch den Landkreis Ro-

tenburg (Wümme) genehmigte (Genehmigung vom 26.08.2004) Regenrückhaltebecken er-

folgen kann. 

Die geplante Regenwasserentsorgung wird an den Schacht R5 (In der Straße Im Lohfeld) 

angeschlossen. Von dort wird das Niederschlagswasser über das vorhandene Regenwas-

serkanalnetz in das vorhandene Regenrückhaltebecken mit vorgeschaltetem Sand-

fangschacht abgeleitet. Das vorhandene Regenwasserkanalnetz kann das zusätzliche Nie-

derschlagswasser schadfrei ableiten. 

Das vorhanden Regenrückhaltebecken hat eine Tiefe von rd. 1,60 m, eine Sohlhöhe von 

+33,32 und die geplante Geländeoberkante liegt bei +34,70. Somit beträgt das rechnerische 

Rückhaltevolumen bei rd. 960 m³. 

Für die sachgerechte Regenwasserabführung ist somit lediglich die Verlegung neuer Leitun-

gen innerhalb des Plangebietes notwendig und ein Anschluss an das bestehende Leitungs-

netz sowie das vorhandene Regenrückhaltebecken sichergestellt. 

Die technischen Angaben zur Kapazität des Regenrückhaltebeckens sowie den erforderli-

chen Leitungsdurchmessern der jeweiligen Kanäle können den Erschließungsunterlagen 

entnommen werden, vgl. Anlage II. 

8.5 Landwirtschaft  

Durch die Festsetzung des Plangebietes als Allgemeines Wohngebiet wird unter anderem 

eine landwirtschaftliche Fläche dauerhaft ihrer Nutzung entzogen. 

Im LROP wird ausgeführt, wie in Kap. 4.1 dargestellt, dass nicht nur die gewerblich-

industriellen Strukturen der ländlichen Räume zu stärken sind, sondern die ruralen Regionen 

auch als Lebensraum weiterentwickelt werden sollen. Eine solche Entwicklung der ländlichen 

Lebensräume soll flächensparend und im Sinne einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung er-

folgen. 

Auch das RROP greift diesen Punkt auf und führt an, dass eine vielfältige, regionaltypische 

sowie ökologisch angepasste Siedlungsstruktur im Sinne einer nachhaltigen Raumentwick-
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lung zu erhalten und entwickeln ist. Die Ausweisung von Siedlungsflächen soll standortge-

recht sowie bedarfsorientiert erfolgen. 

Angesichts dieser Grundsätze und Ziele der Raumordnung bereitet der vorliegende Bebau-

ungsplan durch die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes eine am Bedarf orientierte 

Baulandentwicklung innerhalb des Siedlungsbereiches in integrierter Lage im Rahmen einer 

Innenentwicklung vor. Somit kann zum einen der anhaltenden Nachfrage nach neuem 

Wohnbauland nachgekommen werden. Zum anderen findet durch die Beplanung einer Bau-

lücke innerhalb des bestehenden Siedlungsbereiches eine flächensparende Weiterentwick-

lung der Gemeinde Kalbe statt, so dass die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzfläche 

auf ein geringes Maß reduziert werden kann. 

Das gesamte Plangebiet ist bereits im Rahmen des rechtkräftigen Flächennutzungsplanes 

der Samtgemeinde Sittensen als Wohnbaufläche dargestellt. Angesichts dessen ist die 

Standortentscheidung bereits auf übergeordneter Planungsebene getroffen worden. 

Da ein Großteil der Samtgemeindefläche sowie die umgebenen Flächen der Gemeinde Kal-

be als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft ausgewiesen sind, steht einer landwirtschaftlichen 

Nutzung, selbst bei Entzug des Plangebietes, weiterhin eine entsprechend große Fläche zur 

Verfügung. Denn durch die Planung ist lediglich ein minimaler Teil landwirtschaftlicher Nutz-

fläche, die sich durch ihren kompletten Siedlungseinschluss bereits in einer Exklavenlage be-

findet, betroffen. Die landwirtschaftlichen Nutzflächen werden somit in ihrer Funktion auch bei 

Entzug der vorliegenden landwirtschaftlichen Nutzfläche nicht beeinträchtigt. 

Im Rahmen des in Kap. 8.3 angesprochenen Geruchsgutachtens (siehe Anlage I) wurde er-

mittelt, dass die aktiven landwirtschaftlichen Betriebe (einschließlich möglicher betrieblicher 

Erweiterungen) und die im Plangebiet angedachte Wohnnutzung miteinander vereinbar sind. 

9. NACHRICHTLICHE HINWEISE 

Artenschutz 

Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes des § 44 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) sind zu beachten. Zur Vermeidung der Zerstörung oder Beschädigung von Fort-

pflanzungs- und Ruhestätten besonders und streng geschützter Arten (vgl. § 7 Abs. 2 Nrn. 

13 und 14 BNatSchG) sind Rodungs- und Fällungsarbeiten von Gehölzbeständen im Zeit-

raum vom 01. März bis 30. September zu vermeiden. Im Falle einer Baufeldräumung inner-

halb der Brut- und Aufzuchtphase ist das Baufeld auf Nistplätze zu überprüfen. Sollten Gele-

ge oder Jungvögel vorhanden sein, so ist die Baufeldräumung erst nach dem Flüggewerden 

der Jungen durchzuführen. Sollte zwischen der Baufeldräumung und dem Baubeginn eine 

längere Zeit liegen, so ist vor Baubeginn eine erneute Überprüfung erforderlich, sofern nicht 

geeignete Vergrämungsmaßnamen durchgeführt wurden. 

Beseitigung des Niederschlagswassers 

Das Niederschlagswasser ist - soweit es die Bodenverhältnisse zulassen - auf den Grund-

stücken zur Versickerung zu bringen. Das übrige Niederschlagswasser wird dem Nieder-

schlagswasserkanal zugeführt. Es ist sicherzustellen, dass kein Niederschlagswasser unkon-

trolliert von privaten Baugrundstücken auf Nachbargrundstücke oder öffentliche Verkehrsflä-

chen abfließt und dort zu Schäden führt. Ggf. sind geeignete Maßnahmen zur Verzögerung 

des Niederschlagswasserabflusses zu ergreifen. 

Altlasten 

Sollten während der Erdarbeiten vor Ort Bodenverunreinigungen, unnatürliche Bodenverfär-

bungen oder Abfallablagerungen festgestellt werden, so sind diese dem Landkreis Rotenburg 

(Wümme), Amt für Wasserwirtschaft und Straßenbau, unverzüglich schriftlich anzuzeigen 

und die Arbeiten bis auf weiteres einzustellen. 
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Bodendenkmalpflege 

Bodenfunde mit geschichtlicher Bedeutung sind meldepflichtig und bei der zuständigen unte-

ren Denkmalschutzbehörde oder einem Beauftragen für archäologische Denkmalpflege des 

Landkreises Rotenburg (Wümme) anzuzeigen. 

Baugrundstücke 

Es wird darauf hingewiesen, dass die nicht überbaubaren Flächen von Baugrundstücken 

gem. § 9 Abs. 2 NBauO zu begrünen sind und nicht versiegelt werden dürfen. Die Anlage 

und flächige Abdeckung von gärtnerisch anzulegenden Flächen mit Mineralstoffen, wie Stei-

nen, Kies o. ä., ist daher unzulässig. 

Militärische Altlasten  

Sollten bei den anstehenden Erdarbeiten Kampfmittel, wie z. B. Granaten, Panzerfäuste oder 

Minen, gefunden werden, ist umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt 

oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst des Landes Niedersachsens bei der RD Hameln-

Hannover des LGLN zu benachrichtigen. 
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Die Begründung wurde gemäß § 9 Abs. 8 BauGB im Auftrage der Gemeinde Kalbe ausgear-

beitet: 

 

Bremen, den 01.03.2023 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kalbe, den  

 

   …………………… 

   Bürgermeister 

  (Gerken) 

 

Verfahrenshinweise: 

Die Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit sowie der berührten Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange gemäß § 13 Abs. 2 BauGB erfolgte mit Schreiben vom 

………………… mit Bitte um Stellungnahme bis einschließlich zum ……………………. 

 

Kalbe, den  

 

   …………………… 

   Bürgermeister 

  (Gerken) 
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Anlage I:  Gutachten zu Geruchsimmissionen durch fünf Hofstellen mit Tierhaltung im 

Rahmen der Bauleitplanung Nr. 7 „Im Lohfeld II“ in Kalbe (TÜV-Nord, Stand: 

15.11.2021, Hamburg) 
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Anlage II:  Kurzerläuterung Regenwasserentsorgung Erschließung Bebauungsplan Nr. 7 

Im Lohfeld II Gemeinde Kalbe, Ingenieurbüro Schmidt & Rietzke, Bremervörde, 

Stand: 25.05.2022) 

 Lageplan Bebauungsplan Nr. 7 Im Lohfeld II Gemeinde Kalbe 

 Straßenquerschnitt A-A  
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Anlage III:  Ergänzung zum Gutachten zu Geruchsimmissionen durch fünf Hofstellen mit 

Tierhaltung im Rahmen der Bauleitplanung Nr. 7 „Im Lohfeld II“ in Kalbe (TÜV-

Nord, Stand: 01.02.2023, Hamburg 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


